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deutlich gestiegen

Indikatoren und Analysen zur Entwicklung der Ungleichheit von

Einkommen und Ausgaben

Fragen der Verteilung von Einkommen und Wohlstand sind wieder in den Mittel punkt des
gesellschaftspolitischen Interesses geriickt und finden derzeit nicht nur in den Medien
eine hohe Aufmerksamkeit. Die allenthal ben spiirbaren Implikationen der Globalisierung,
die niedrigen Wachstumsraten wenn nicht sogar Sagnation der Wirtschaft, und nicht zu-
letzt auch die eingel eiteten Maf3nahmen zur Reform der wohlfahrtsstaatlichen Institutio-
nen werfen auch die Frage nach den distributiven Konsequenzen dieser Entwicklungen
auf: Geréat diebisherige Verteilung aus der Balance, gibt es Gewinner und \erlierer, steigt
die Armut, nimmt die Konzentration der Verteilung zu, und inwieweit sind Tendenzen einer
Polarisierung zu beobachten? In den vergangenen Monaten haben sich die Anzeichen
vermehrt, dass sich die Verteilung der Einkommen — nach einer Phase relativer Sabilitat —
jetzt wieder in Richtung einer wachsenden Ungleichheit veréndert!. Ob sich damit aber
bereits eine Trendwende ankiindigt, bleibt vorlaufig ungewiss und bedarf der weiteren

Beobachtung und Analyse.

Der vorliegende Beitrag untersucht zunéchst
anhand verschiedener Indikatoren, ob und wie
sich zentrale Aspekte der Verteilung der Ein-
kommen in Deutschland veréndert haben. Aus
der hier verfol gten Perspektive der Wohlfahrts-
messung und Sozial berichterstattung konzen-
triert sich das Interesse dabei auf die Vertei-
lung der monatlichen Nettoeinkommen Uber
die die privaten Haushalte verfiigen. Um die
aktuellen Veranderungen angemessen bewer-
ten und in einen grof3eren Zusammenhang stel-
len zu kénnen, wird die Entwicklung Gber ei-
nen langeren Zeitraum betrachtet: In West-
deutschland seit der Mitte der 1980er Jahre, in
Ostdeutschland sowie fir Deutschland insge-
samt seit der Vereinigung am Beginn der
1990er Jahre. Diefur die entsprechenden Ana-
lysen verwendete Datengrundlage ist das So-
zio-6konomische Panel. Neben der Einkom-
mensseite wird in einem weiteren Schritt der
Analyse die Ungleichheit der Verbrauchsaus-
gaben der privaten Haushalte und deren Ent-
wicklung in West- und Ostdeutschland unter-
sucht. Als Datengrundlage werden dafur die

Mikrodatensdtze der Einkommens- und Ver-
brauchsstichproben (EV'S) von 1983 bis 2003
verwendet.

Konzentration der Einkommen nimmt zu

Aus der verteilungsanalytischen Perspektive
stellt sich zunéchst die Frage, wie sich das
gesamte in einer Periode erzielte Einkommen
auf die privaten Haushalte verteilt und ob die
Verteilung eine eher niedrige oder hohe Kon-
zentration aufweist. Das gebrauchlichste sum-
marische Ma3 fir die Konzentration bzw.
Ungleichheit der Einkommensverteilung ist
der Gini-Index, der Werte zwischen 0 (voll-
kommene Gleichverteilung) und 1 (extreme
Ungleichheit) annehmen kann. Um Haushalte
unterschiedlicher GrofRe und Struktur verglei-
chen zu kénnen, wird die Verteilung der &qui-
valenzgewichteten Haushal tsnettoeinkommen
untersucht?. Betrachtet man zunéchst die ge-
samtdeutsche Entwicklung, so hat — wie an
dem Anstieg des Gini-Index von 0,25 auf 0,27
abzulesenist (Grafik 1) —die Ungleichheit der
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Grafik 1: Entwicklung der Einkommenskonzentration (Gini-Index)’
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Haushaltséquival enzeinkommen zwischen
2001 und 2003 |eicht zugenommen, nachdem
die Werte zuvor weitgehend stabil geblieben

Niveau, wie es derzeit zu beobachten ist, hat-
te es auch zuvor schon gegeben —z.B. in der
ersten Halfte der neunziger Jahre—waren aber
jeweils auch wieder von einer Periode sich
abschwéchender Ungleichheit gefolgt.

Konzentration der Einkommen in Deutsch-
land im internationalen Vergleich unter-
durchschnittlich

Zeigt der Blick auf die zuriickliegende Ent-
wicklung, dass das am Gini-Index gemessene
derzeitige Niveau der Einkommensungleich-
heit mindestensfir Westdeutschland noch kei-
neswegs ungewohnlich ist, verdeutlicht ein
Vergleich mit anderen EU-Mitgliedslandern,
dass Deutschland im internationalen M af3stab
sogar eine niedrige Konzentration der Einkom-
men aufweist. Im Jahr 2001 — neuere Daten
liegen dazu derzeit nicht vor — lag die Kon-
zentration der Haushaltsaquivalenzeinkom-
men in Deutschland mit einem Gini-Index-
Wert von 0,25 deutlich unter dem EU-15-
Durchschnitt von 0,28 (Grafik 2). Niedrigere
Werte als Deutschland weisen unter den EU-
15-Landern lediglich Schweden, Finnland,
Osterreich und Danemark auf. Unter den EU-
15-L andern sind die slideuropéi schen Staaten
sowie Grofbritannien und Irland die Lander
mit der ausgepragtesten Ungleichverteilung
der Haushaltseinkommen. Manches spricht
daflr, dass die vergleichsweise starke Un-
gleichverteilung der Einkommen in diesen
Landern mit dem dort nur schwach ausgeprég-
ten und asresidual bzw. liberal bezeichneten
Typ des Wohlfahrtsstaates zusammenhangt.

Waéhrend der Gini-Index ein summarisches
Mal3 fur die Konzentration bzw. Ungleichver-
teilung der Einkommen insgesamt darstellt,
gibt die Betrachtung des unteren und oberen
Dezilanteils Aufschluss Uber die Rénder der
Verteilung und | &sst damit auch Aussagen Uber
eventuelle Polarisierungstendenzen zu.

Grafik 2: Einkommenskonzentration (Gini-Index) im européischen Vergleich
(EU-15) 2001 *
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Grafik 3: Entwicklung der Einkommensanteile der &rmsten und reichsten 10% der

Bevdlkerung'
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Diskrepanz zwischen hohen und niedrigen
Einkommen leicht zugenommen, aber bisher
keine eindeutigen Polarisierungstendenzen

Betrachtet man West- und Ostdeutschland zu-
nachst separat, d.h. legt mandiejeweiligen Ver-
teilungen zugrunde, so entfallen im Jahr 2003
auf diereichsten 10% der Bevdlkerungin West-
deutschland 21% und in Ostdeutschand 19,2%
der gesamten Haushaltsnettoeinkommen (Gra-
fik 3). Die Bezieher hoher Einkommen sind
demnach in Westdeutschland weiterhin nicht nur
absolut, sondern auch relativ ,reicher’ asin
Ostdeutschland. Der Anteil desobersten Dezils
ist in beiden Landesteilen in den |etzten Jahren
leicht angestiegen, hélt sich aber inWestdeutsch-
land derzeit noch innerhalb der im langerfristi-
gen Verlauf zu beobachtenden Schwankungs-
breite. In Ostdeutschland hat der auf die reich-
sten 10% der Bevolkerung entfallende Einkom-
mensanteil dagegen seit der Vereinigung ten-
denziell zugenommen und nahert sich zuneh-
mend dem westdeutschen Niveau an. Am unte-
ren Rand der Verteilung ist eine spiegelbildli-
che Entwicklung zu beobachten: Hier hat der
Einkommensanteil, der auf die&rmsten 10% der

Bevolkerung entfallt, in den vergangenen Jah-
ren leicht auf 3,8% in Westdeutschland und
4,2% in Ostdeutschland abgenommen. Fir
Westdeutschland gilt aber auch hier, dass ghn-
lich niedrige Werte bereits in friheren Jahren
zu beobachten waren, und auch in Ostdeutsch-
landist der untere Dezil santeil Uiber den gesam-
ten Zeitraum seit der Vereinigung in der Ten-
denz nur moderat gesunken.

Das Bild andert sich nur unwesentlich, wenn
statt der landestell spezifischen die gesamtdeut-
sche Verteilung der Einkommen zugrunde ge-
legt wird. Danach ist der Einkommensanteil
des hochsten Dezils zwischen 1999 und 2003
von 17,8 auf 21,6% gestiegen und der Anteil
des untersten Dezils zwischen 1998 und 2003
von 4,4 auf 3,9% gesunken (Grafik 3). Insge-
samt deutet sich demnach auch auf der Basis
der Betrachtung der Randgruppenanteile eine
leichte Zunahme der Einkommensungl el chheit
in Deutschland an. Allerdings liegen die fur
2003 ermittelten Werte jeweilsnoch innerhalb
der seit 1990 beobachteten Bandbreite, so dass
von einer ausgeprégten Polarisierungstendenz
bisher nicht gesprochen werden kann.

Unter den verschiedenen Dimensionen der Ent-
wicklung der Einkommensungleichheit ist fir
die gesdllschaftspolitische Diskussionvor alem
die Entwicklung der relativen Armut von Inter-
esse. Dabei it die Grofe, aber auch die Struk-
tur desasarm bezeichneten Anteilsder Bevdl-
kerung — wie diesbeziigliche Untersuchungen
wiederholt gezeigt haben (vgl. u.a. Hauser/Bek-
ker 2001) — in starkem Mal3e davon abhangig,
wie die Armutsgrenze definiert und welche
Aquivalenzskala den entsprechenden Berech-
nungen zugrunde gelegt wird. Fur den inner-
deutschen Vergleich der relativen Armut stellt
sich zudem die Frage, ob sich die Berechnung
der Armutsquoten an der gesamtdeutschen oder
denjeweiligen Verteilungen der Einkommenin
Ost und West orientieren soll. Fur den vorlie-
genden Beitrag wurde eine Armutsgrenze ge-
wahlt, nach der alsarm gilt, wer Uber ein Haus-
haltsaquivalenzeinkommen von weniger als
60% des Medians verfiigt. Diese Abgrenzung
hat sich in Anlehnung an die Armutsdefintion
des Européischen Amtesfur Statistik (Eurostat)
sowie die von der Européischen Kommission
fur die Beobachtung der ,, sozialen Inklusion®
inden Mitglieds &ndern verwendeten, Laeken-
Indikatoren® im internationalen Rahmen mitt-
lerweile weitgehend durchgesetzt und wurde
hier vor allem auch im Hinblick auf eine besse-
re Vergleichbarkeit mit anderen européischen
L andern gewahlt®. DieAquivaenzgewichtung der
Haushdtsnettoeinkommen wurde — ebenfalls aus
Vergleichbarkeitsgriinden—mithilfeder sogenann-
ten neuen OECD-Skaavorgenommen (s.0.).

Deutliche Zunahme der relativen Armut seit
dem Ende der 1990er Jahre

Betrachtet man zunéchst die auf der Grundla-
ge der gesamtdeutschen Verteilung der Ein-
kommen berechneten Armutsguoten, soistin
West- und Ostdeutschland seit dem Ende der
neunziger Jahre eine deutliche Zunahme der
relativen Armut zu beobachten (Grafik 4)*.
2003 betrug der Bevolkerungsanteil, der tGber
weniger als 60% des Medians der Haushalts-
aquivalenzeinkommen verflgte®, in West-
deutschland 12,9% und in Ostdeutschland
18,8% (Deutschland insgesamt = 14%). Im
Vergleich zu 1998 ist die Armutsguote damit
inWestdeutschland um 2,1 und in Ostdeutsch-
land um 5 Prozentpunkte gestiegen. In der 1an-
gerfristigen Betrachtung zeigt sich zudem, dass
die Armutsguote in Westdeutschland derzeit
den héchsten Wert seit Beginn der neunziger
Jahre aufweist. In Ostdeutschland war die auf
den gesamtdeutschen Median der Haushalts-
aquival enzeinkommen bezogene Armutsquo-
te von einem — wegen des damalsin den neu-
en Bundesléndern generell noch sehr niedri-
gen L ebensstandards — extrem hohen Niveau
unmittelbar nach der Vereinigung zunéchst
schnell gesunken und hatte 1998 — vor dem
erneuten Anstieg — mit 13,8% ihren bis heute
niedrigsten Wert erreicht.

Der ausgepragte Anstieg der Armutsguote seit
dem Ende der neunziger Jahre zeigt sich auch
dann, wenn man statt des gesamtdeutschen
Medians der Haushal tsaquivalenzeinkommen
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Grafik 4: Entwicklung der relativen Einkommensarmut in West- und Ostdeutschland —
gesamtdeutsche Einkommensverteilung 1991-2003'
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Datenbasis: SOEP

die jewelligen mittleren Einkommen fur Ost-
und Westdeutschland zugrunde legt. Die so er-
mittelte Armutsquote erreichte 2003 in West-
deutschland sogar den hichsten jemals ermit-
telten Wert seit Beginn der Erhebung im Jahr
1984; und auch in Ostdeutschland bewegt sich
die auf den ostdeutschen Median bezogene Ar-
mutsquote in den Jahren 2002 und 2003 auf ei-
nem Niveau, wie eszuvor nicht erreicht wurde.

Ein Vergleich der Armutsquoten der EU-15-
Lander |8sst dasAusmal’ der Ungleichheit der
Einkommensverteilung und Armut in Deutsch-
land allerdings erneut in einem milderen Licht
erscheinen: Aus den fir das Jahr 2001 vorlie-
genden Daten geht hervor, dass der Anteil der
Bevolkerung, der Uiber weniger als 60% des
Medians der Haushal tsdquivalenzeinkommen
verfugt, in Deutschland klar unter dem EU-
15-Durchschnitt liegt (Grafik 5).

Niedriger alsin Deutschland war die so defi-
nierte Armutsquote unter den EU-15-Léndern
lediglich in Schweden und Danemark. Ver-

gleichbare Armutsniveauswiein Deutschland
finden sich in den Niederlanden, Finnland,
Luxemburg und Osterreich. Die hochsten Ar-
mutsguoten unter den EU-15-L &ndern weisen
dagegen Irland und die stideuropaischen Lan-
der auf.

Aktueller Anstieg des Armutsrisikos betrifft
vermehrt auch Gruppen in der Mitte der
Gesellschaft

Angesichts des beachtlichen Anstiegs der Ar-
mutsquote in den vergangenen Jahren stellt
sich die Frage, welche Bevolkerungsgruppen
davon besonders betroffen waren und inwie-
fern sich Verénderungen des Armutsrisikos
beobachten lassen. Auffalligist zundchst, dass
fr die Gruppen mit dem héchsten Armutsri-
siko — Alleinerziehende und Auslédnder — in
dem Zeitraum zwischen 2000 und 2003 keine
oder allenfalls eine unterdurchschnittliche Zu-
nahme des Risikos zu beobachten ist (Tabelle
1). Auch in der dlteren — ohnehin von Armut
unterdurchschnittlich betroffenen — Bevolke-

Grafik 5: Relative Einkommensarmut im européischen Vergleich (EU-15) 2001
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rung ist keine ansteigende Tendenz des Ar-
mutsrisikos zu erkennen. Deutlich zugenom-
men hat das Armutsrisiko dagegen bei den
unter-18-Jahrigen, aber auch den 18- bis 64-
Jahrigen, sowie dartiber hinaus inshesondere
bei Paaren mit Kindern. Insgesamt dréngt sich
bei der Betrachtung der gruppenspezifischen
Entwicklung des Armutsrisikos der Eindruck
auf, dass mit dem aktuellen Anstieg zuneh-
mend auch Bevolkerungsteile ausder Mitteder
Gesellschaft damit rechnen miissen, unter die
Armutsgrenze zu fallen.

Bei der bisher verfolgten und in der Ungleich-
heitsforschung und verteilungspolitischen Dis-
kussi on dominierenden Perspektive geht esvor
allem darum, wie das Einkommen der priva-
ten Haushalte als die fir die Lebensfihrung
und das errei chbare Wohl standsniveau zentrale
Ressource verteilt ist. Dazu gehort auch die
Frage nach dem Umfang und der Struktur des
Teils der Bevolkerung, der einen am durch-
schnittlichen Wohlstandniveau einer Gesell-
schaft bemessenen Mindeststandard unter-
schreitet und insofern als,arm’ oder gar , so-
zia ausgeschlossen’ betrachtet wird. Die dar-
an anschlieflende und weitergehende Frage
nach der Ungleichheit der Ausgaben der Haus-
halte fur den privaten Konsum sowie der Re-
lation der Verbrauchsausgaben zu den Einkom-
men ist dagegen bisher eher selten verfolgt
worden. Die nachfolgende Betrachtung der
Ungleichheit der Ausgaben fiir den privaten
Konsum und deren Zusammenhang mit dem
Haushaltseinkommen basiert auf Analysen der
Mikrodatensétze der Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe (EVS) des Statistischen
Bundesamtes fur die Jahre 1983, 1993, 1998
und das 1. Halbjahr 2003°.

Wie Tabelle 2 zu entnehmen ist, betrugen die
durchschnittlichen monatlichen Ausgaben fir
den privaten Verbrauch im Jahr 2003 pro Haus-
halt 2200 Euro in Westdeutschland und rund
1800 Euro in Ostdeutschland, d.h. die Ausga
ben der ostdeutschen Haushdlte erreichen ge-
genwaértig im Durchschnitt 82% des westdeut-
schen Niveaus. Wie nicht anders zu erwarten,
variieren die Konsumausgaben jenach Héheder
Haushaltseinkommen betréchtlich: , Arme'
Haushalte, d.h. Haushalte, die Uber weniger s
60% des Medians der Haushal tséquivalenzein-
kommen verfiigen, gaben in Westdeutschland
2003 monatlich 1123 Euro (Ostdeutschland: 899
Euro) fur Konsumzwecke ausim Vergleich zu
3784 Euro (Ostdeutschland 3250 Euro) bei den
,reichen’ Haushalten mit einem Einkommen
von 200% und mehr desMediansder Haushdlts-
aquivalenzeinkommen. Die Relation der Aus-
gaben von armen und wohlhabenden Haushal -
ten betrug damit im Jahr 2003 30% in West-
deutschland und 28% in Ostdeutschland und hat
sich auch im Zeitverlauf nur wenig veréndert.
Wie an der Entwicklung des Gini-Index abzu-
lesenigt?, hat die Ungleichheit der Verbrauchs-
ausgaben insgesamt jedoch — vor alem zwi-
schen 1993 und 1998 — leicht zugenommen,
bleibt aber meist etwas hinter der Ungleichheit
der Einkommen zuriick®.
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Tabelle 1: Armutsquote relativer Einkommensarmut nach sozio-demographischen

Merkmalen'
2000 2001 2002 2003
Alter
unter 18 Jahre 14,9 15,9 16,2 18,8
18-64 Jahre 11,5 11,3 12,3 13,9
65 Jahre und &lter 10,3 8.9 11,9 9,6
Haushaltsformen
Ein-Personen-Haushalte 17.3 16,2 17.9 17,8
Ehepaare ohne Kinder 6.6 57 7.2 7.6
Alleinerziehende 28,6 329 30,6 31,6
Paare mit Kindern 10,3 9,7 1,2 13,0
Ausland. Haushaltsvorstand 272 26,8 241 28,2

' < 60% Median gesamtdeutsch, bedarfsgewichtetes Haushaltsnettoeinkommen (OECD-neu).

Datenbasis: SOEP

Haushaltsausgaben iibersteigen Einkommen
bei Haushalten in relativer Einkommens-
armut

Aufschlussreich ist nicht zuletzt auch eine
Betrachtung der Relation der Verbrauchsaus-
gaben zu den Haushaltsnettoeinkommen und
wiesich &mere und wohlhabendere Haushal -
tedarin unterscheiden. Wie aus Tabelle 2 her-

vorgeht, gaben die Haushalteim Jahr 2003 in
Westdeutschland im Durchschnitt 85% und in
Ostdeutschland 88% ihrer Haushaltsnettoein-
kommen fiir den privaten Konsum aus. Bei den
wohlhabenden Haushalten mit einem Einkom-
men von 200% und mehr des Medians der
Haushaltsaquivalenzeinkommen liegen die
entsprechenden Anteile mit lediglich 58% in
Westdeutschland und 61% in Ostdeutschland

Tabelle 2: Verbrauchsausgaben nach Einkommenspositionen — 1983-2003

1983 1993 1998 2003
Westdeutschland
Verbrauchsausgaben pro Haushalt
(nominal, in Euro)
Alle Haushalte 1332 1865 2142 2200
Haushalte nach Einkommensposition”
<60% Aquivalenzeinkommen 616 929 1066 1123
200+% Aquivalenzeinkommen 2306 3232 3672 3784
Verbrauchsausgaben in % des
Haushaltsnettoeinkommens
Alle Haushalte 84 80 86 85
<60% Aquivalenzeinkommen 100 101 107 108
200+% Aquivalenzeinkommen 63 56 61 58
Gini-Index Verbrauchsausgaben
(aquivalenzgewichtet®) 0,24 0,24 0,28 0,27
Ostdeutschland
Verbrauchsausgaben pro Haushalt
(nominal, in Euro)
Alle Haushalte 1386 1711 1797
Haushalte nach Einkommensposition
<60% Aquivalenzeinkommen 673 834 899
200+% Aquivalenzeinkommen 2322 3042 3250
Verbrauchsausgaben in % des
Haushaltsnettoeinkommens
Alle Haushalte 84 89 88
<60% Aquivalenzeinkommen 98 112 M
200+% Aquivalenzeinkommen 58 60 61
Gini-Index Verbrauchsausgaben
(aquivalenzgewichtet®) 0,21 0,25 0,25

1. Halbjahr; ? die im Rahmen dieser Tabelle verwendeten Einkommenspositionen wurden auf der
Grundlage der jeweiligen Einkommensverteilung in West- und Ostdeutschland ermittelt; ¥ nach

neuer OECD-Skala.

Datenbasis: Einkommens- und Verbrauchsstichproben der Jahre 1983, 1993, 1998, 2003 (1.HIbj.)

weit unter dem Durchschnitt. Dagegen geben
Haushalte, die Uiber weniger als 60% des Me-
dians der Haushaltséquivalenzeinkommen
verfligen, in Westdeutschland genauso wiein
Ostdeutschland mit 108 bzw. 111% deutlich
mehr fr den Verbrauch ausals sie an Einkom-
men erzielen. Bei einem Ausgabenniveau von
1123 Euro (West) bzw. 899 Euro (Ost), wo-
von hier wiedort rund zwei Drittel auf Erngh-
rung, Bekleidung und Wohnung entfallen,
kann allerdings wohl kaum davon die Rede
sein, dass die einkommensarmen Haushalte
Uber ihre Verhéltnisseleben. Vielesdeutet viel-
mehr darauf hin, dass den Haushalten in die-
sem Bereich der Einkommensverteilung viel-
fach weniger Mittel zur Verfigung stehen al's
siefur ihre Subsistenzsicherung benétigen. Die
Tendenz, mehr auszugeben als tiber dieregel-
mafigen Einkiinfte abgedeckt ist, hat sich zu-
dem im Zeitverlauf noch verstarkt.

Die sich aufdréngende Frage, woher die Dis-
krepanz zwischen Ausgaben und Einkommen
resultiert, [&sst sich derzeit nicht abschlieRend
beantworten. Methodisch ist dazu zunéchst
festzustellen, dass Einkommen und A usgaben
im Rahmen der EV'S unabhéngig voneinan-
der erhoben werden und eine Differenz zwi-
schen den beiden Grofien — neben den eben-
falls in Betracht kommenden fehlerhaften
Angaben — verschiedene Ursachen haben
kann. Wie diesbeziigliche Analysen gezeigt
haben, verringert die Berlicksichtigung von
Kreditaufnahmen und Vermogensaufldsungen,
diein den Haushaltsnettoeinkommen, wie sie
in Tabelle 2 ausgewiesen werden, nicht ent-
halten sind, die Differenz zwischen Einkom-
men und Ausgaben nur partiell. Die verblei-
bende Differenz kann sowohl auf Unschéarfen
bei der Erfassung der Einkommen zuriickzu-
fuhren sein, z.B. indem Geldgeschenke oder
auch geliehene Geldbetrége, die von Freun-
den oder Verwandten angenommen werden,
unerfasst bleiben als auch auf systematisch
ausgeblendete Einkiinfte aus der Schattenwirt-
schaft.

Unabhangig davon, worauf dieermittelte Dis-
krepanz zwischen Haushaltseinkommen und
-ausgaben letztlich zurtickzufiihren ist, wei-
sen die Befunde jedenfalls eindeutig darauf
hin, dass es in diesem Segment der Einkom-
mensverteilung ohne weitere Verschuldung
offensichtlich keinen Spielraum fir eine Aus-
weitung der Konsumausgaben gibt®. Die sozi-
al- und wirtschaftspolitischen Implikationen
dieser Befundeliegen auf der Hand. Einenach-
haltige Ausweitung des privaten Verbrauchs—
wiesiefir die Steigerung der Binnennachfra-
ge dringend erwiinscht ist — setzt fur diese
Haushalte Einkommensverbesserungen zwin-
gend voraus. Aufgrund der hohen Konsumguo-
te wéren von einer Forderung der einkom-
mensschwachen Haushalte zudem auch die
stérksten Nachfrageeffekte zu erwarten. Es
erscheint allerdings fraglich, ob mit vertei-
lungspolitischen Maf3nahmen, die in diese
Richtung gehen, zu rechnen ist. Infolge der
eingeleiteten Reformen der wohlfahrtsstaatli-
chenIngtitutionenist derzeit vielmehr eher eine
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weltere Zunahme der Einkommensungleichheit
zu Lasten des unteren Segments der Verteilung
sowie eine Kaufkraftschwéchung im Bereich
der niedrigen Einkommen zu erwarten.

1 Vgl. vor allem den Beitrag von Goebel/
Habich/Krause im Datenreport 2004.

2 Die Aquivalenzgewichtung wird vor allem
wegen der besseren internationalen \er-
gleichbarkeit fur sémtliche diesemBeitrag
zugrunde liegenden Analysen mithilfe der
sogenannten neuen OECD-Skala durchge-
fuhrt. Danach geht die erste erwachsene
Person eines Haushalts mit einem Gewi cht
von 1, jede weitere erwachsene Person mit
0,5 und jedes Kind unter 14 Jahren mit ei-
nem Gewicht von 0,3 in die Berechnungen
en.

3 Bei der Uber die 60% des Median abge-
grenzten Armut wird vielfach auch von ,, at
risk of poverty oder von , Niedrigein-
kommen® gesprochen.

4 Inden diesem Beitrag zugrunde liegenden
Berechnungen wurde aufgrund der nur
partiell |6sbaren methodischen Probleme,
diesich dabei stellen, auf eine Bereinigung
von zwischen den alten und jungen Bun-
dedl@ndern nach wievor bestehenden, aber
im Laufe der Zeit gesunkenen Kaufkraft-
unter schieden verzichtet.

5 Fur dasJahr 2003 betrégt der Median der
Haushaltsaquivalenzeinkommen fir Ge-
samtdeutschland 1238 Euro. Die Armuts-
grenzevon 60% des Medians|iegt dement-
sprechend bei 743 Euro. Fir einen aus ei-
nem Ehepaar und zwei Kindern unter 14
Jahren bestehenden 4-Personen-Haushalt
errechnet sich darausein Armutsschwellen-
wert von 1560 Euro.

6 Bei der EVS handelt es sich um eine
Quotenstichprobe von etwa 2% aller pri-
vaten Haushalte, die im Abstand von finf
Jahren durchgefihrt wird; dasscientific use
file, das den hier prasentierten Analysen
zugrundeliegt, umfasst fir 1998 ca. 50.000
und fUr daserste Halbjahr 2003 ca. 26.000
Haushalte.

Die SichprobeistimBereich der héchsten
Einkommen limitiert, d.h. eswurden ledig-
lich Haushalte mit einemmonatlichen Ein-
kommen von bis zu 25.000 DM im Jahr
1983, 35.000 DM in den Jahren 1993 und
1998 bzw. 18.000 € im Jahr 2003 erfasst.
Die Ungleichheit der \erteilung von Ein-
kommen und Ausgaben wird auf dieser
Datengrundlage daher tendenziell unter-
schétzt.

Fur weitergehende Informationen zu die-
ser Datenbasis vgl. http://www.gesis.org/
Dauer beobachtung/Einkommen/Daten/
EVSkurzb.htm. Fir einen Vergleich der
EVSund des SOEP siehe Becker et al. 2003.

7 Be der Berechnung desGini-Indexwurdendie
aquivalenzgewichteten \erbrauchsausgaben
2ugrundegeegt, umUnterschiedeninder Gré-
f3e und Sruktur der Haushalte Rechnung zu
tragen. Fir die Aquivalenzgewichtung wurde
wiebe den Einkommen dieneue OECD-Skala
verwendet.

8 Eswird an dieser Stelle darauf verzchtet,

die auf der Basisder EVSermittelten Wer-
te des Gini-Index fir die Haushalts-
aquivalenzeinkommen zu berichten.

9 Nach einer Sudie von Krueger und Perry
(2002) wird dashohe Konsumniveau in den
USAbei den &rmeren Haushalten zu einem
guten Drittel durch Konsumentenkredite,
\ermbgensaufl 6sungen und private Zuwen-
dungen finanziert. Dieser ,Umverteilung &
|“américaine’ wird eine grofRe Bedeutung
fur die Konjunktur der U.S-Wirtschaft zu-
geschrieben.

Becker, Irene et al., 2003: A Comparison of
the Main Household Income Surveys for
Germany: EVSand SOEP. S 55-87 in: R
Hauser, I. Becker (Hg.), Reporting on
Income Distribution and Poverty. Berlin/
Heidelberg/New York: Springer-\erlag.

Dennis, lan, Guio, Anne-Catherine, 2004:
Armut und soziale Ausgrenzung in der EU.
S 1-11 in: Satistik kurz gefasst, Nr. 16.
Eurostat.

Goebel, Jan, Habich, Roland, Krause, Peter,
2004: Einkommen —\erteilung, Armut und
Dynamik. S 623-638 in: SatistischesBun-
desamt (Hg.) in Zusammenarbeit mit WZB
und ZUMA, Datenreport 2004. Bonn: Bun-
deszentrale fur politische Bildung.

Hauser, Richard, Becker, Irene, 2001: Einkom-
mensverteilung im Querschnitt und im
Zeitverlauf 1973-1998. Bonn: Bundesmi-
nisterium fiir Gesundheit und Soziale S-
cherung.

Krueger, Dirk, Perry, Fabrizio, 2002: Does
Income Inequality Lead to Consumption
Inequality? Evidence and Theory. Natio-
nal Bureau of Economic Research,
Working Paper No. w9202. Cambridge,
Massachusetts.

I Heinz-Herbert Noll und Stefan Weick,
ZUMA
Tel.: 0621/1246-241 und -245
noll @zuma-mannheim.de
weick@zuma-mannheim.de

Advancing Quality of Life in
a Turbulent World

Kongress der International Society of Quality-of-Life Studies (ISQOLS)
10.-14. November 2004 in Philadelphia, Pennsylvania, USA

Der VI. Kongress der International Society of
Quality-of-Life Studies (ISQOLS) wurde unter
der Prasidentschaft von Richard J. Estes (Uni-
versity of Pennsylvania) organisiert. Unter dem
Motto ,, Advancing Quality of Life in a Turbu-
lent World* présentierten und diskutierten etwa
300 Forscher ausaller Welt aktuelle Ergebnisse
aus der Lebensqualitétsforschung. Besonderes
Interesse galt dabei der Entwicklung kompara-
tiver Indikatoren zu objektiven Lebenshedin-
gungen und subjektivem Wohlbefinden, die ei-
nenweltweiten Vergleich der Lebensqualitét und
ihrer Entwicklung ermdglichen.

Die komparative Perspektive verdeutlicht die
aktuellen Turbulenzen in der Welt. Einerseits
gerédt die Lebensqualitét in den reichen Indu-
strieléndern zunehmend in Gefahr: Inden USA
leidet sieunter den Folgen von NAFTA und dem
wachsenden Haushaltsdefizit, und Europasteht
vor den Problemen der Finanzierbarkeit des
Wohlfahrtsstaats und der Integration Osteuro-
pas. Andererseitswirft Asien alsderzeit 6kono-
misch dynamischste Weltregion Fragen zum
Zusammenhang zwischen Wirtschaftsvachstum
und verschiedenen Aspekten von Lebensgudli-
tét auf. In Afrikaund Lateinamerika wiederum
setzt die Steigerung der Lebensqualitét die L6-
sung andauernder Problemevoraus, wahrendin
der Russischen Foderation neue Konflikte aus
der Konfrontation hoher Erwartungen mit den

Problemen der Etablierung einer funktionieren-
den Marktwirschaft erwachsen. Die Forschung
soll sich jedoch nicht auf Beschreibung und
Analyse dieser Verdnderungen beschrénken,
sondern die Bedeutung der Lebensqualitét fr
Stabilitét und Qualitét von Gesellschaftenin der
offentlichen Diskussion hervorheben. Eine CD-
ROM mit den Kongress-Beitrégen ist beim
| SQOL S-Sekretariat (Email: isqols@vt.edu) er-
hétlich.

Anlasslich des K ongresses unterzeichneten das
ISQOLS Executive Committee und Springer
Publishers einen Vertrag Uber die Herausgabe
einer vierbandigen ,, Encyclopediaof Socia In-
dicators and Quality of Life Studies’, die den
Stand der Forschung zu Beginn des 21. Jahr-
hunderts darstellt. Kenneth C. Land von der
Duke University tbernimmt die Aufgabe des
Editor-in-Chief. Die Publikationist fr das Jahr
2006 geplant.

Der néchste ISQOLS-Kongress zum Thema
» Prospectsfor Quality of Lifein the New Mil-
lennium” wirdam 17.-20. Juli 2006 in Grahams-
town, Stdafrika, unter der Prasidentschaft von
VaerieMdller (Rhodes University) stattfinden.

B Angelika Scheuer, ZUMA
Tel.: 0621-1246-249
scheuer@zuma-mannheim.de
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OECD World Forum on Key Indicators — Statistics,

Knowledge and Policy
Palermo, 10.-13. November 2004

Im Herbst des vergangenen Jahres veranstal-
tetedie OECD daserste, World Forum on Key
Indicators'. Die Konferenz mit mehr als 500
Teilnehmern aus 43 Landern fand vom 10. bis
13. November im Teatro Massimo — dem
Opernhaus — in Palermo statt und bot ein Fo-
rum fir die Présentation und Diskussion von
Strategien, Indikatoren und Indikatorensyste-
men ,, for measuring and assessing the overall
,position’ and , progress'“ von Landern und
Regionen im nationalen und internationalen
Mal3stab. Die OECD besann sich damit auf
eine Zielsetzung und Thematik, die sie mit
ihrem grof3angelegten ,, Programme of Work
on Socia Indicators’ bereits in den 1970er
Jahren schon einmal verfolgt hatte. Mit dem
,World Forum on Key Indicators sollte ein
erneuter, den verénderten gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen Rechnung tragender
Anstol3 gegeben werden, mithilfe von ,key
indicators' die Informationsgrundlagen fir
eine angemessene Beobachtung und Beurtei-
lung der gesellschaftlichen Lage und Entwick-
lung zu verbessern und damit zugleich auch
das zum L eitbild erhobene Prinzip eines,,, evi-
dence-based policy making” zu foérdern. Fir
die Entscheidung ein derartiges Forum zu ver-
anstalteten hat, wie der stellvertretende OECD-

General sekretdr Herwig Schlégl in seiner Er-
offnungsansprache unterstrich, auch die zu-
nehmende Bedeutung internationaler Verglei-
che und eines internationalen benchmarkings
eine wichtige Rolle gespielt.

Das Programm der Konferenz sollte einen In-
formati onsaustausch tiber die Entwicklung und
die Nutzung von Indikatoren und I ndikatoren-
systemen férdern und damit dazu beitragen,
von ,, best practices* auf diesem Gebiet zu pro-
fitieren, ,problem definition' und ,decision
framing' im politischen Prozess zu verbessern,
aber auch Informationsl icken und -defizite auf
nationaler und internationaler Ebene zu iden-
tifizieren. Die insgesamt 3-t&gige Konferenz
umfasste verschiedene Workshops—z.B. tber
Social Capital Measurement —sowie eine Rei-
he von Plenary und Parallel Sessions zu ver-
schiedenen thematischen Bereichen oder auch
der beispielhaften Praxisin einzelnen Landern,
u.a. Australien und Irland. Zu den Highlights
der Veranstaltung gehdrten mehrere , visiona-
ry* und, key-note' -speeches, u.a. desPrasiden-
ten der Européischen Zentralbank, J.-C. Tri-
chet, des General sekretérs der OECD, D.J.
Johnston, sowie des Controller General der
USA, D.A. Walker. Walker beschéftigte sich

Measuring Ireland’s Progress
Indikatorensystem des irischen
Amts flir Statistik

Irland gehort gegenwértig zweifellos zu den
dynamischsten GeselIschaften und Okonomi-
en Europas und hat sich innerhalb kurzer Zeit
vom européischen, Armenhaus' zu einem der
reichsten Lander der Welt entwickelt: Gemes-
sen am Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der Be-
volkerung (in Kaufkrafteinheiten) genief3t Ir-
land heute nach Luxemburg, Norwegen und
den USA den hdchsten Lebensstandard aller
OECD-Lé&nder. Eshat zudem die mit Abstand
jungste Bevélkerung in Europa.

Das irische Central Statistical Office hat der
Entwicklungsdynamik dieser Gesellschaft
jungst mit der Verdffentlichung eines 10 \life
domains' und insgesamt 108 | ndikatoren um-
fassenden Berichtssystems fur die Messung
und kontinuierliche Beobachtung des gesell-

schaftlichen Fortschritts Rechnung getragen.
An den Indikatoren kénnen jeweils zeitlicher
Wandel und Fortschritt wie auch die Stellung
Irlands im Vergleich zu den Ubrigen Léndern
der EU abgelesen werden. Das im Jahr 2003
entstandene Berichtssystem umfasst einen,, In-
dicators Report”“ und einen ,,Background Re-
port” und soll zukinftig jahrlich veréffentlicht
werden.

Central Statistical Office, Ireland: Measuring
Ireland’s Progress. Volume 1 and 2, ISBN 0-
7557-1533-0 (Vol. 1) und 0-7557-1534-9 (Vol.
2). € 10,- pro Volume.

B Heinz-Herbert Noll, ZUMA
Tel.: 0621-1246-241
noll @zuma-mannheim.de

u.a. mit der Bedeutung vonindikatorengestiitz-
ten Beobachtungssystemen fir die gesell-
schaftliche,, accountability” auf verschiedenen
Ebenen, darunter der Politik, und présentierte
den soeben verabschiedeten Bericht , Infor-
ming Our Nation: Improving How to Under-
stand and Assess the USA's Position and Pro-
gress', mit dem eine ,Key Nationa Indica-
tors Initiative” der USA nun offiziell auf den
Weg gebracht wird (vgl. auch ISI Nr. 30).

Auf dem OECD World Forum waren neben
Teilnehmern aus den Mitgliedslandern auch
verschiedene Nicht-Mitgliedslénder vertreten,
darunter insbesondere Chinamit einer grofien,
nicht zu Ubersehenden Delegation. Die
Schlussveranstaltung offenbarte das Interesse
vieler Teilnehmer und den Wunsch an die
OECD, diese Thematik zukinftig weiter zu
verfolgen. Weitere Informationen zum Pro-
gramm, den Referenten sowie den Vortragen
und/oder Powerpoint-Présentationen bietet die
folgende Website:
http://www.oecd.org/oecdworl dforum

B Heinz-Herbert Noll, ZUMA
Tel.: 0621-1246-241
noll @zuma-mannheim.de
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Demokratiezufriedenheit

In Deutschland sinkt unter
EU-Niveau

Eine europdisch-vergleichende Analyse

Die Demokratiezufriedenheit der Deutschen ist in den vergangenen Jahren messbar zu-
riickgegangen. Nachdem das Niveau jahr zehntelang Gber demjeweiligen EU-Durchschnitt
lag, fallt es nun darunter. Angesichts von Wirtschaftskrise, Arbeitslosigkeit und Einschnit-
ten bei den Sozialsystemen entsteht eine Unzufriedenheit mit dem Funktionieren der De-
mokratie, die sich insbesondere in Ostdeutschland in Protesten und der Wahl rechtsextre-
mer Parteien niederschlagt. Umdie Entwicklung der Demokr atiezufriedenheit in Deutsch-
land besser beurteilen zu kénnen, wird sieim européischen Kontext betrachtet: Handelt es
sich umeinen allgemeinen Trend oder eine spezifisch deutsche Entwicklung? Nachgegan-
gen wird weiterhin der Frage, ob die wachsende Unzufriedenheit mit der Demokratie in
Deutschland in verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen unterschiedlich stark ausge-
pragt ist und wel che Ursachen dafiir verantwortlich gemacht werden kénnen. Als Daten-
basis fiir die Analysen dienen Eurobarometer-Umfragen von Herbst 2002 bis Frihjahr

2004.

In der Politikwissenschaft werden verschie-
dene Ebenen eines demokratischen Systems
unterschieden, die durch den Birger beurteilt
werden. Die konkreteste Bewertung bezieht
sich auf die Tagespolitik, d.h. diePalitiker, die
Parteien und ihre Politik, mit denen die Bir-
ger mehr oder weniger zufrieden sein kdnnen.
Eine allgemeinere Bewertung des demokrati-
schen Systemsfasst das Regierungssystemins
Auge, das die Regeln fir die Regierungshil-
dung und die Représentation der Birger fest-
legt. Diesewird normal erweise wenig von der
Bewertung der Tagespolitik beeinflusst. Wenn
jedoch durch lang andauernde Unzufrieden-
heit mit Parteien und Politikern der Eindruck
entsteht, dass auch durch Wahlen keine Ver-
besserung erreicht wird, kann dies negative
Auswirkungen auf die Bewertung des Regie-
rungssystems haben. Sind die Burger mit dem
Regi erungssystem grundsétzlich unzufrieden,
kann dies zur Wahl systemfeindlicher Partei-
en und im Extremfall zur Ablehnung der de-
mokratischen Regierungsforminsgesamt fih-
ren. Demokratiezufriedenheit kann somit ein
Reservoir von Legitimitét darstellen, das die
Loyalitét der Blirger zum politischen System
auch in Krisenzeiten sichert (Easton 1975).

Demokratiezufriedenheit in Westdeutsch-
land seit der Vereinigung gesunken

Die Demokratiezufriedenheit wird gemessen
mit der Frage, wie zufrieden die Burger mit
dem Funktionieren der Demokratie in ihrem
Land sind (Norris 1999: 11). In Westdeutsch-
land war sie Uber anderthalb Jahrzehnte hin-
weg sehr stabil: gut drei Viertel der Birger
waren zwischen 1976 und 1990 , sehr zufrie-
den” oder ,, ziemlich zufrieden* mit dem Funk-
tionieren der Demokratiein Deutschland (Gra-
fik 1). Seit 1990 alerdingsist in Westdeutsch-
land ein Absinken im Niveau der Demokra-
tiezufriedenheit zu beobachten sowie dasAuf-

treten deutlich starkerer Schwankungen. Der
niedrigste Stand der Demokratiezufriedenheit
wurde 1997 erreicht, dem | etzten Jahr der Re-
gierung Kohl. Doch auch nach dem Regie-
rungswechsel erholt sich die Demokratiezu-
friedenheit in Westdeutschland nur teilweise.
In den Jahren 2002-2004 zeigt sich erneut ein
deutlicher Abwértstrend.

In Ostdeutschland ist insgesamt ein niedrige-
res Niveau der Demokratiezufriedenheit zu be-
obachten. Diesist angesichts der kiirzeren de-
mokratischen Geschichte nicht verwunderlich.
Auch in Westdeutschland hat die Demokra-
tiezufriedenheit nach dem Krieg erst langsam,
unterstiitzt durch das Wirtschaftswunder, das
hohe Niveau der 70er und 80er Jahre erreicht.
DieDifferenz zwischen Ost- und Westdeutsch-
land variiert zwischen 20 und 30 Prozentpunk-
ten. Bemerkenswert ist jedoch, dass die Ver-

anderungen in Ost- und Westdeutschland seit
1990 parallel verlaufen. Das l&sst vermuten,
dass die Burger in Ost und West in ihrer Be-
wertung dhnlich reagieren.

Der Vergleich mit anderen européischen L&n-
dern bietet einen Bezugsrahmen, um Niveau
und Entwicklung der Demokratiezufriedenheit
in Deutschland beurteilen zu kénnen. Gegen-
Uber dem européischen Durchschnitt! zeigt
sich, dassdas hohe Niveau der Demokratiezu-
friedenheit in Westdeutschland seit der Verei-
nigung weitgehend abgeschmolzen ist. Wéh-
rend Westdeutschland vor 1990 im Schnitt 25
Prozentpunkte tiber dem EU-Niveau lag, sind
esdanach nur noch 10 Prozentpunkte. Gleich-
zeitig liegt das Niveau in Ostdeutschland deut-
lich unter dem EU-Durchschnitt, und die Dif-
ferenz hat sich von anfénglich 15 auf nun 25
Prozentpunkte vergréfert. Die Veranderung der
relativen Positionen kommt zustande, weil die
Demokratiezufriedenheit in beiden Teilen
Deutschlands zuriickgegangenist, wéhrend sie
in der EU in der ersten Halfte der 1990er Jah-
re leicht gesunken und nach 1999 ein auf3er-
gewdhnlich hohes Niveau erreicht hat. Dem
lei chten Rickgang im EU-Durchschnittin den
letzten zwei Jahren (2002-2004) steht ein deut-
liches Absinken der Demokratiezufriedenheit
in beiden Teilen Deutschlands gegentiber. Der
Durchschnitt der zehn Neumitglieder, die 2004
beigetreten sind, zeigt fur die vergangenen
zwei Jahre, fur die vergleichbare Daten zur
Verfuigung stehen, ebenfallseinefallende Ten-
denz.

Demokratiezufriedenheit in Deutschland
stirker gefallen als in Europa

Bereitsder Vergleich mit dem EU-Durchschnitt
zeigt, dass der Abwaértstrend in der Demokra-
tiezufriedenheit der letzten beiden Jahre in
Deutschland nicht einer allgemeinen européi-
schen Entwicklung entspricht, sondern sich
deutlich davon abhebt. Wiedramatisch sich die
deutsche Entwicklung darstellt, wird deutlich,
wenn man die Entwicklung der Demokratie-

Grafik 1: Demokratiezufriedenheit in Deutschland und Europa
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Indikator: ,Sind Sie mit der Art und Weise, wie die Demokratie in [Land] funktioniert, alles in allem
sehr zufrieden, ziemlich zufrieden, nicht sehr zufrieden oder tiberhaupt nicht zufrieden?” Darge-
stellt sind Prozentanteile , Sehr zufrieden” und ,ziemlich zufrieden”.

Datenbasis: The Mannheim Eurobarometer Trend File 1970-1999, Eurobarometer 2000-2004
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Tabelle 1: Zufriedenheit mit der nationalen Demokratie

Herbst Friihjahr Herbst Friihjahr Differenz
2002 2003 2003 2004 2002-04
% % % %

Européische Union
Danemark 88 91 90 91 +3
Luxemburg 78 80 74 80 +2
Finnland Al 77 Al 77 +6
Schweden 76 75 73 74 -2
Irland 69 66 69 70 +1
Spanien 70 58 70 65 -5
Niederlande 66 70 59 65 -1
Osterreich 72 65 66 64 -8
Griechenland 53 49 54 64 +11
Belgien 70 65 58 62 -8
Vereinigtes Konigreich 60 60 58 58 -2
Westdeutschland n 66 57 56 -15
Frankreich 59 68 55 55 -4
Deutschland 66 59 53 51 -15
[talien 34 38 34 35 +1
Portugal 35 43 34 31 -4
Ostdeutschland 44 32 35 28 -16
EU-15-Durchschnitt 59 58 54 54 -5

Neumitglieder
Zypem 62 77 75 77 +15
Malta 50 62 65 58 +8
Tschechische Republik 46 44 43 44 -2
Slowenien 47 50 53 44 -3
Lettland 39 39 43 38 -1
Estland 34 36 35 32 -2
Ungarn 42 43 33 32 -10
Litauen 40 38 40 32 -8
Slowakei 20 24 18 20 0
Polen 29 24 24 16 -13
Durchschnitt Neumitgl. 33 31 29 24 -9

Kandidatenldnder
Tirkei 16 38 35 51 +35
Bulgarien 18 16 23 19 +1
Ruménien 30 23 21 18 -12

Indikator: ,Sind Sie mit der Art und Weise, wie die Demokratie in [Land] funktioniert, alles in allem
sehr zufrieden, ziemlich zufrieden, nicht sehr zufrieden oder iiberhaupt nicht zufrieden?” Darge-
stellt sind Prozentanteile , Sehr zufrieden” und ,ziemlich zufrieden”.

Datenbasis: Standard Eurobarometer 58.1, 59.1, 60.1 und 61; Candidate Countries Eurobarometer

2002.2, 2003.2, 2003.4 und 2004.1

zufriedenheit in Deutschland mit den Verénde-
rungen in den einzelnen Léndern Europas ver-
gleicht. Dabei stellt sich die Frage, welche Ver-
gleichsmal3stabe fir Ost- und Westdeutschland
angemessen sind. Westdeutschland wird dbli-
cherweise im Kontext der westeuropéischen
EU-Lander betrachtet, wo eine vergleichbare
Wirtschafts- und Sozia struktur vorherrschen. In
Ostdeutschland hingegen ist nicht nur der Zeit-
raum demokratischer Herrschaft deutlich kir-
zer. Zudem hat 40 Jahre kommunistische Herr-
schaft anderewirtschaftlicheund soziale Bedin-
gungen geschaffen, diegegenwartig einem tief-
greifenden Umstrukturierungsprozess unterwor-
fen sind. In dieser Hinsicht ist Ostdeutschland
den mittel- und osteuropéischen Landern ahn-
licher a's den westeuropéischen Landern. Eine
européisch-vergleichende Analyse sollte daher
mit Blick auf Ostdeutschland nicht nur diewest-
lichen, sondern auch die mittel- und osteuro-
péischen Lander einbeziehen.

Tabelle 1 zeigt fur ale Lander die Anteile der-
jenigen, die mit dem Funktionieren der Demo-
kratie in ihrem Land , sehr zufrieden“ oder
»ziemlich zufrieden* sind, sowie die Verénde-
rung innerhalb dieses Zeitraums. Die Lander
sind gruppiert in die bisherigen 15 EU-L &nder,
die zehn 2004 beigetretenen Neumitglieder und
drel weitere Kandidatenlnder. Innerhalb der EU
wird die hdchste Demokratiezufriedenheit in
den skandinavischen Léndern und in Luxem-
burg gemessen. Hier sind die Zufriedenheitsra
ten weiter gestiegen. Die geringste Demokra-
tiezufriedenheit hingegen besteht in Siideuro-
pa, wo (aulfer in Griechenland) auch ein leich-
ter Riickgang zu verzeichnen ist. Somit nimmt
die Spanneinnerhalb der EU-L &nder insgesamt
zu. Einezunehmende Sprei zung zwischen htch-
sten und niedrigsten Zufriedenheitsraten zeigt
sich auch unter den Neumitgliedern und Kan-
didatenlandern. Sie ist bedingt durch erhebli-
che Zufriedenheitsgewinne in den Mittelmeer-

léndern (Mdta, Zypern und Tirkei) auf der ei-
nen und Verluste in den mittel- und osteuropéi-
schen Landern (inshesondere Ungarn, Polen und
Ruménien) auf der anderen Seite.

Im westeuropéischen Rahmen hebt sich der
Rickgang der Demokratiezufriedenheit in
Westdeutschland von der Entwicklung der Gb-
rigen Lander deutlich ab. Gemessen am Ver-
lust in Prozentpunkten ist dies der stérkste ab-
solute Riickgang Uberhaupt in diesem Zeit-
raum. Im Frihjahr 2004 sind nur noch Fran-
zosen, Italiener und Portugiesen weniger zu-
frieden mit dem Funktionierenihrer Demokra-
tie als die Westdeutschen. Die Demokratiezu-
friedenheit der Ostdeutschen liegt erwartungs-
gemal3im unteren Feld der EU-15-L ander und
nimmt im Fruhjahr 2004 gar den letzten Platz
ein. Doch auch im Vergleich mit den mittel-
und osteuropéischen Landern ist der starke
Ruckgang der Demokratiezufriedenheitin Ost-
deutschland aufféllig. Im Fruhjahr 2004 sind
unter den Neumitgliedern nur in der Slowakei
und in Polen noch weniger Blrger mit dem
Funktionieren ihrer Demokratie zufrieden so-
wie unter den Beitrittskandidaten in Bulgari-
en und Rumanien.

Unzufriedenheit zieht sich durch alle
Bevidlkerungsgruppen

Der Riickgang der Demokratiezufriedenheit
der letzten zwei Jahre in Deutschland folgt
damit keinem allgemeinen européischen
Trend. Im Gegentell fallen die Zufriedenheits-
verluste hierzulande im européischen Ver-
gleich auRergewdhnlich stark aus und stehen
teilweise sogar im Widerspruch zu denin den
anderen Landern beobachteten Entwicklun-
gen. Somit handelt essich hierbei um ein spe-
zifisch deutsches Phdnomen, das ndherer Be-
trachtung bedarf. Zunéchst stellt sich die Fra-
ge, ob bestimmte Bevolkerungsgruppen in
Deutschland besonders unzufrieden mit dem
Funktionieren der Demokratie sind oder ob es
sich hierbel um eine gesamtgesellschaftliche
Erscheinung handelt. Tabelle 2 zeigt die An-
teilederjenigen, die,, nicht sehr zufrieden" oder
»Uberhaupt nicht zufrieden* sind, fur ausge-
wahlte gesell schaftliche Untergruppen. Abge-
sehen von dem Niveauunterschied zwischen
Ost und West ergeben sich dabei nur wenige
signifikante Subgruppenunterschiede.

In Westdeutschland zeigen sich die Frauen
unzufriedener as die Mé&nner. In Ostdeutsch-
land ist inshesondere die jlingste Altersgrup-
pesignifikant weniger unzufrieden alsdie tib-
rigen Altersgruppen. Damit widerspricht die-
ses Ergebnis Beflrchtungen, dassesgeradedie
nachwachsenden Generationen sind, die sich
vom demokratischen Regierungssystem ab-
wenden. Zudem weisen auch digjenigen, die
sich noch in der Ausbildung befinden, eine
geringere Unzufriedenheit auf. Daraus kann
man den Schluss ziehen, dass sich die Demo-
kratiezufriedenheit in Ostdeutschland nochin
der Entwicklung befindet und sich die Niveau-
unterschiede zwischen Ost und West auf |an-
gere Sicht angleichen kdnnen. Generell ist je-
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Tabelle 2: Unzufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie in West- und

Ostdeutschland 2003

Westdeutschland Ostdeutschland

% %

Gesamt 4 65
Geschlecht

Manner 38 66

Frauen 44 64
Alter

16-34 Jahre | 57

35-59 Jahre 44 69

60 Jahre und é&lter 38 68
Bildung ®

Niedrig 1 69

Mittel 43 66

Hoch 38 66

In Ausbildung 32 50
Beschaftigung

Abhéngig beschéftigt 39 62

Selbstandig 47 63

Ohne Beschaftigung 45 66

Rentner 39 67
Ideologische Position ®

Links 33 67

Mitte 38 62

Rechts 42 60

Indikator: ,Sind Sie mit der Art und Weise, wie die Demokratie in [Land] funktioniert, alles in allem
sehr zufrieden, ziemlich zufrieden, nicht sehr zufrieden oder tiberhaupt nicht zufrieden?” Dargestellt
sind Prozentanteile ,Nicht sehr zufrieden” und , iberhaupt nicht zufrieden”.

a) Bildungsniveau errechnet auf Basis des Lebensalters, zu dem die Ausbildung abgeschlossen
wurde: niedrig = bis 15 Jahre, mittel = 16-19 Jahre, hoch = 20 Jahre und é&lter.

b) Ideologische Position erfragt auf einer Skala von 1 bis 10: Links = 1-4, Mitte = 5-6, Rechts = 7-10.

Datenbasis: Standard Eurobarometer 60.1.

doch festzustellen, dass sich keine der Grup-
pen durch besonders ausgeprégte Unzufrieden-
heit auszeichnet. Die geringen Unterschiede
zwischen den betrachteten gesellschaftlichen
Gruppen deuten somit darauf hin, dasssichdie
niedrige Demokratiezufriedenheit in Deutsch-
land durch alle gesellschaftlichen Gruppen
zieht und als generelles Problem betrachtet
werden muss.

Fragt man nach den Ursachen fur Zufrieden-
heit oder Unzufriedenheit mit dem Funktio-
nieren der Demokratie, werden in der kompa-
rativen Forschung zwei Begriindungen ange-
flhrt, eine politische und eine 6konomische
(vgl. Hofferbert/Klingemann 1999). Die poli-
tische Begriindung verweist auf das schlechte
Ansehen von Politikern und Parteienin der Ge-
sellschaft, das sich auch nach dem letzten Re-
gierungswechsel nicht verbessert hat. Die 6ko-
nomische Begriindung leitet die Unzufrieden-
heit aus der wirtschaftlichen Verunsicherung
der Bevolkerung her, diezunéchst die Ostdeut-
schen, aber in zunehmenden Mal3e auch die
Westdeutschen beféllt. Abschlief3end soll da-
her die Bedeutung der politischen und 6kono-
mischen Faktoren fur die Demokratiezufrie-
denheit untersucht werden. Deutschland wird
hier erneut mit anderen européi schen Landern
verglichen, um festzustellen, ob und wie sich
die Einfllsse der politischen oder 6konomi-
schen Faktoren auf die Demokratiezufrieden-
heit unterscheiden.

Personliche wirtschaftliche Lage nur im
Osten relevant

Die Eurobarometerumfrage vom Herbst 2003
enthalt Indikatoren, dieeserlauben, dieser Fra-
ge nachzugehen. Der politische Faktor wird
anhand des Vertrauens in demokratische In-
stitutionen untersucht. Wie eingangs erwéhnt,
kann dasAusmal’d des Vertrauensin die demo-
krati schen Institutionen einen Einflussauf die
Demokratiezufriedenheit haben. Hier werden
zwei Gruppen von I nstitutionen unterschieden.
Die erste Gruppe sind die politischen Institu-
tionen, représentiert durch Parteien, Parlament
und Regierung, die den politischen Prozess
gestalten. Die zweite Gruppe sind die Si-
cherheitsorgane (Justiz und Polizei), die Ord-
nung und Sicherheit gewahrleisten und zu-
gleich Menschen- und Burgerrechte achten
sollen. Das Ausmal’ des Vertrauens in beide
Arten von Institutionen sollte sich in der Zu-
friedenheit mit dem Funktionieren der Demo-
kratie &auRern.

Der 6konomische Faktor wird anhand der Er-
wartungen hinsichtlich der 6konomischen Ent-
wicklung flr das kommende Jahr (2004) ana-
lysiert. Hier wird unterschieden zwischen Er-
wartungen zur gesamtwirtschaftlichen Situati-
on und zur persdnlichen wirtschaftlichen Lage.
Bisweilenwird argumentiert, dasssich der wirt-
schaftliche Pessimismus der Deutschen vor-
nehmlich auf die Gesamtwirtschaft bezieht,

wéhrend die personliche wirtschaftliche Situa-
tion vergleichsweise positiv beurteilt wird. So-
lange die personliche Situation optimistisch
gesehen wird, so das Argument, ist die Gefahr
fur die Demokratiezufriedenheit begrenzt. Um
dies zu Uberprifen, werden beide 6konomische
Beurteilungen in die Analyse einbezoger?.

Der Einfluss von Institutionenvertrauen und
wirtschaftlichen Erwartungen auf die Demo-
kratiezufriedenheit wird anhand von Regres-
sionen fr alle européischen Lander ermittelt.
Tabelle 3 stellt dar, welche Effekte diese Va-
riablen in den verschiedenen Landern haben,
wobei die Lander nach zunehmender Bedeu-
tung der wirtschaftlichen Faktoren geordnet
sind. Betrachtet man zunéchst das Muster der
Erklérungsfaktoren allgemein, zeigt sich ein
hdheres Gewicht politischer Faktoren in\West-
europaund eine groRere Bedeutung konomi-
scher Faktoren — und hier insbesondere der
personlichen wirtschaftlichen Lage — in Mit-
tel- und Osteuropa. In den Transformations-
I&ndern hat die erwartete wirtschaftliche Ent-
wicklung héufig eine grofiere Bedeutung fur
die Demokratiezufriedenheit als die Vertrau-
enswurdigkeit der demokratischen Institutio-
nen (vgl. Delhey/Tobsch 2000). Inden etablier-
ten westlichen Demokratien ist die wirtschaft-
liche Lage nicht unwichtig, doch haben zu-
mei st politische Faktoren das hohere Gewicht.

Der Vergleich zwischen Ost- und Westdeutsch-
land entspricht dem européischen Bild. Bemer-
kenswert ist der Einflussder personlichenwirt-
schaftlichen Lage auf die Demokratiezufrie-
denheit in Ostdeutschland. Ein &hnlicher Ef-
fekt ist fur Westdeutschland nicht nachzuwei-
sen. In beiden Teilen Deutschlands haben hin-
gegen die Erwartungen hinsichtlich der ge-
samtwirtschaftlichen Situation eine grofRe Be-
deutung fir die Zufriedenheit mit der Demo-
kratie. Die pessimistische Beurteilung der wirt-
schaftlichen Entwicklung und der Riickgang
der Demokratiezufriedenheit hangen offenbar
eng zusammen. Verstandlich wird aber auch,
warum z.B. die Ablehnung von Hartz IV ge-
rade in Ostdeutschland zu Demonstrationen
und Protestwahlverhalten fuhrte. Da hier die
Angste um die personliche wirtschaftliche
Lage in die Beurteilung des demokratischen
Systems eingehen, flihren sie auch zu system-
kritischem politischen Verhalten.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die
Demokratiezufriedenheit in Deutschland deut-
lich stérker zuriickgegangen ist alsin dlen an-
deren Landern Europas. Die zunehmende Un-
zufriedenheit in beiden Teilen Deutschlandsist
dabel ein gesamtgesdllschaftliches Phanomen.
Das niedrigere Niveau in Ostdeutschland ist
weitgehend durch die kirzere demokratische
Geschichteerklarbar, wobel schAnzeichenfin-
den lassen, dass jlingere Generationen (insbe-
sonderewenn sie héhere Ausbildung genief3en)
ein htheres Mal’ an Demokratiezufriedenheit
aushilden alsdie Generationen, dieinder DDR
sozialisiert wurden. In ganz Deutschland leidet
die Demokratiezufriedenheit unter dem ausge-
prégten wirtschaftlichen Pessimismus in der
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Tabelle 3: Determinanten der Demokratiezufriedenheit
(signifikante unstandardisierte Regressionskoeffizienten)

Vertrauen Vertrauen Erwartung Erwartung

in politische  in Sicherheits-  Wirtschaft persdnliche

Institutionen organe Lage
Finnland 5% 20%*
Niederlande 23%* A2 .06
Belgien 24*% .05
Frankreich .20%* 0%
Schweden A7+ A3 0%
Luxemburg 13 A2
Irland 5% 2%
Osterreich 16** 08** 07
Deutschland West 0% 8% 5%
Danemark 0% 6% .06*
Portugal 4% 0% A1
Deutschland Ost 8% 2% 1 2%
Vereinigtes Konigreich 09** A4 0%
Italien 2% A4 g
Spanien .09** 09** A1
Griechenland A1 A1 .08* A1
Zypern 21%% 10
Estland 5% 07** .09 1%
Ungarn A3 .05* .08* 10*
Malta A7 .06 10% 5%
Slowakei N 09** 6%
Slowenien .09** .04 A7
Polen .07 .06* A3
Tschechische Republik A3 .09** 13 15
Lettland A7 207 5%
Litauen N A7 A7
Turkei .08* 09** .07
Ruménien A3 .08* .09*
Bulgarien 5% 4% 6%

* = signifikant p<.01, ** signifikant p<.001

Vertrauen in politische Institutionen: Index aus Vertrauen in Regierung, Parlament, politische
Parteien. Vertrauen in Sicherheitsorgane: Index aus Vertrauen in Polizei und Justiz. Erwartung
Wirtschaft: Index aus Erwartungen fiir das Jahr 2004 hinsichtlich wirtschaftliche Lage und Lage auf
dem Arbeitsmarkt im eigenen Land. Erwartung persénliche Lage: Index aus Erwartungen fiir das
Jahr 2004 hinsichtlich der finanziellen Situation des Haushalts und der persdnlichen beruflichen

Situation. Alle Variablen standardisiert auf [0,1].

Datenbasis: Standard Eurobarometer 60.1 und Candidate Countries Eurobarometer 2003.4

Bevolkerung. Essteht zu erwarten, dasserst ein
umfassender Wirtschaftsaufschwung zu einer
durchgreifenden Verbesserung der Demokratie-
zufriedenheit fUhren wird. Die dazu erforderli-
chen Reformen stellen jedoch insbesondere in
Ostdeutschland eine Gefahr fir die Unterstiit-
zung der Demokratie dar, wenn sie die person-
lichewirtschaftliche Lageder Birger asbedroht
erscheinen lassen.

1 Der EU-Durchschnitt umfasst 9 Mitglieds-
lander fir 1976-1984, 12 Mitgliedslander
fur 1985-1994 und 15 Mitgliedslander fur
1995-2004. Die Anderung der Lander-
zusammensetzung hat keinen Einfluss auf
die Hohe des EU-Durchschnitts.

2 Die Unterscheidung der demokratischen
Ingtitutionen in politische Institutionen und
Scherheitsorgane sowie die Unterschei-
dung der wirtschaftlichen Erwartungen
hinsichtlich Gesamtwirtschaft und person-
lichewirtschaftliche Lageist fur die unter-
suchten Lander faktoranalytisch belegt.
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Third International Quality-of-Life Conference:

Towards Quality-of-Life Improvement
14.-16. September 2005, Wroctaw, Polen

Diedritteinternationale Konferenz der Qua-
lity-of-Life-Forschung zum Thema , To-
wards Quality of Life Improvement” findet
im September 2005 in Wroctaw, Polen, statt.
Siewird gemeinsam vom Department of Sta-
tisticsder Wroctaw Universitat und der Oko-
nomischen Fakultét der La Sapienza Univer-
Sitét in Rom organisiert und von der ,, Inter-
national Society of Quality-of-Life Studies

(ISQOLS)" unterstiitzt. Die Konferenz soll den
Austausch zwischen Wissenschaftlern unter-
schiedlicher Disziplinen fordern, aber auch der
Festlegung zukunftiger Forschungsziele die-
nen. Eine Vielfalt unterschiedlicher Aspekte
der Quality-of-Life-Forschung werden beriick-
sichtigt, von empirischen Ergebnissen bis zu
methodischen Fragestellungen.

Detaillierte Informationen sind im Internet
unter folgender Adresse zu finden:
http://statystyka.ae.wroc.pl/qol 2005
Ansprechpartner ist:

Dr. Dariusz Biskup, Department of Statistics,
Wroctaw University of Economics, Koman-
dorska 118-120, 53-345 Wroctaw, Poland,
Telefon und Fax: +4871/3680-356, Email:
dariusz.biskup@ae.wroc.pl
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Partnerschaftliche Verwaltung
der Haushaltseinkommen ist

die Regel

Eine Analyse von Arrangements der Geldverwaltung in

Paarhaushalten

Der nachfolgende Beitrag unter sucht Arrangements der Geldverwaltung in Paarhaushalten
in Deutschland. Dabei wird auch der Frage nach dem Einfluss von Einstellungen zur
Berufstétigkeit der Frau auf diese Grof3e nachgegangen. Auf Basis zweier Sonderer-
hebungen des Sozio-6konomischen Panels (SOEP) aus den Jahren 2003 und 2004 wird
gezeigt, dass neben ver schiedenen soz o-dkonomischen Einflussfaktoren auch die Einstel -
lungen eine eigenstandige Erklarungskraft fir das jeweils gewahlte Arrangement der
Geldverwaltung haben. In die Untersuchung einbezogen wurden Personen, die verheira-
tet oder nicht verheiratet gemeinsamin einer festen Partner schaft mit oder ohneKinder in
Paarhaushalten leben. Um differenziertere Einzelauswertungen zu ermdglichen, wurden
die Daten aus den beiden Sondererhebungen zusammengefiihrt (gepoolt; insgesamt 980

Personen, 525 Frauen und 455 Méanner).

In den letzten 30 Jahren haben sich in den pri-
vaten Haushalten der westlichen Industriel én-
der dramatische Veranderungen ergeben.
Kennzeichnend fiir diese Entwicklung ist nicht
nur die rechtliche Gleichstellung der Frau,
sondern auch die rapide Zunahme ihrer Er-
werhsbeteiligung. Damit haben sich herkémm-
liche Lebensmuster stark verandert (Giele/
Holst 2004). Diese Entwicklung schl&gt sich
auch in den Haushalten und dem dortigen
Machtgefiige nieder. Zur Aufteilung der Ver-
fugungsgewalt Uber das Haushaltseinkommen
liegen — auch fur Deutschland — bislang kaum
Informationen vor, obwohl diesesThemaeine
hohe Relevanz hat. Studien belegen, dass ein
Zusammenhang zwischen der Kontrolle Uiber
das Haushaltseinkommen und der generellen
Macht im Haushalt und damit auch der Allo-
kation der Haushaltsressourcen besteht (Vog-
ler/Pahl 1994, Pahl 1995). Dieser Zusammen-
hang ist nicht ohne Folgen fir die Wohlfahrt
der Familie: Die Weltbank zeigte auf, dass
mehr Ressourcen in den Handen von Frauen
auch mehr Ressourcen fir die Familie —ins-
besondere fiir die Kinder — bedeuten. Inihrer
Studie Uber Lander mit nachholender Entwick-
lung driickte sich dies z.B. in der Abnahme
der Kindersterblichkeit, Zunahme desWachs-
tumsund el nem verbesserten Schulzugang aus
(Worldbank 2001). Die Weltbank betont, dass
Politiken, die auf eine Veranderung der Dis-
tribution von Ressourcen unter den Haushalts-
mitgliedern zielen?, auch die Machtbalanceim
Haushalt veréndern und somit die Gleichstel-
lung der Geschlechter und die Wohlfahrt der
Familie fordern kdnnen.

Nutzen, Kosten und Risiken je nach Art der
Ressourcenverwaltung

Ausder Sicht der 6konomischen Theoriewird
in Paar-Beziehungen die Geldverwaltungs-
form gewdhlt, die den gréften Nutzen bzw.
die geringsten Kosten fir die Beteiligten bzw.

den gemeinsamen Haushalt erzeugt. Als Ko-
sten werden hier der finanzielle und zeitliche
Aufwand fir das Management des Haushalt
verstanden (Transaktionskosten). Der relative
Nutzen einer Verwaltungsform ergibt sich aus
dem Vergleich mit den anderen Verwaltungs-
formen. Einfluss auf den Nutzen haben auch
die Préferenzen der Betroffenen, die sich in
einer Vorliebe fur eine bestimmte Form der
Geldverwaltung im Haushalt ausdriicken. Die
mit einer Verwaltungsform verbundenen Ri-
siken bestehen in der (unabgestimmten) mo-
netdren Vorteilsnahme durch einen Partner.
Dieses Risiko kann durch langfristige Verein-
barungen (z.B. Eheschlieffung) und Investitio-
nen in die Partnerschaft (z.B. Vertrauen, ge-
meinsame Giiter etc.) reduziert werden. Ge-
ringe Transakti onskosten und geringe Risiken
maximieren den Vorteil eines Arrangements.

Weiterhin kbnnen aus dem zum Haushaltsein-
kommen gel eisteten eigenen finanziellen Bei-
trag Machtanspriiche auf die Ressourcen des
Haushalts abgel eitet werden. Im Durchschnitt
erzielen Manner auf dem Arbeitsmarkt ein
héheres Einkommen als Frauen. Eine Partne-
rin mit keinem oder einem geringen eigenen
Einkommen hat im Vergleich zu Partnerinnen
mit einem existenzsichernden eigenen Ver-
dienst bel Konfliktenim Haushalt einerelativ
geringe Verhandlungsmacht, um ihre Situati-
on zu verbessern. Sie ist auf einen Haupter-
nadhrer angewiesen. Partnerinnen mit eigenem
Einkommen sind hier deutlich besser gestellt.
Die Mitspracherechte im Haushalt dirften
daher steigen, je mehr eine Partnerin materi-
ell zum Haushaltseinkommen beitrégt und je
besser ihre externen Alternativen sind. Hier-
auf weisen auch Ergebnisse von Laurie/Gers-
huny (2000) hin, wonach eine feste Einbin-
dung von Frauen in den Arbeitsmarkt egalitd-
re Strukturen bel der Verwaltung des Haus-
haltseinkommens fordert.

Bel der Verwaltung des Haushaltseinkommens
in Paarhaushalten durch nur eine Person sind
die Transaktionskosten relativ gering. Dieses
Arrangement beinhaltet das Risiko, dassHaus-
haltsressourcen fir personliche Belange aus-
gegeben werden. Die Gefahr kann reduziert
werden, wenn allen Beteiligten ein umfassen-
der Einblick in die finanzielle Situation des
Haushalts gewahrt wird und Uber Einzelaus-
gaben Rechenschaft abgelegt werden muss.
Die Auswirkungen ungleicher Zugriffsrechte
auf das Haushaltseinkommen kommen erst
zum Tragen, wenn dem Haushalt mehr Res-
sourcen zur Verfligung stehen als er zur Sub-
sistenz bendtigt. Im Falle einesgeringen Haus-
haltseinkommens besteht dagegen kaum ein
Risiko, personlichen Nutzen aus der Verwal-
tung des Haushaltseinkommens zu ziehen,
denn das ganze Geld wird fur die Versorgung
des Haushalts benétigt. DieAlleinverwaltung
flhrt so eher zu einem Zuwachs an Belastung
(vgl. hierzu auch Pahl 1989). Insgesamt wird
dieAlleinverwaltung auch aufgrund der nied-
rigen Transaktionskosten eher bei geringen
Haushaltseinkommen sowie traditionell ein-
gestellten Partnerlnnen anzutreffen sein.

Etwas hohere Transaktionskosten fallen an,
wenn dasGeld ,,in einen Topf* geworfenwird
und die Partner sich nehmen, was sie bentti-
gen, denn beide miissen sich Uber die jeweili-
gen Ausgaben abstimmen. Auch diese Verwal-
tungsform erfordert gegenseitiges Vertrauen,
jedoch in geringerem Umfang als bei der Ver-
waltung durch nur eine Person. Ein kostenin-
tensiver Vertrauens- oder Vertragsbruch (Tren-
nung) ist weniger wahrscheinlich, wenn sich
die Partner lange kennen und bereits hthere
Investitionen in die Beziehung getétigt haben.
Dies trifft gewohnlich eher fur Altere zu as
fir Jingere und eher fir Verheiratete als fur
Unverheiratete.

Diegetrennte, individuelle Verwaltung ist mit
den relativ hochsten Transaktionskosten ver-
bunden, da zum Beispiel getrennte Konten
gefuihrt werden und die einzelnen gemeinsam
zu leistenden Ausgaben —wie z.B. Miete, Te-
lefon, Versicherungen — genaue Absprachen
bendtigen. Andererseitssind hier aber auchdie
Kosten einer Trennung geringer, da weniger
Gemeinsames zu trennen und aufzuteilen ist.
Bel einer eher ungefestigten, beziiglich einer
Trennung , risikoreichen* Partnerschaft hat
diese Verwaltungsform daher Vorteile gegen-
Uber den anderen Formen der Geldverwaltung.
Esist zu erwarten, dass die Getrenntverwal-
tung des Haushaltseinkommens eher bei Jin-
geren und Unverheirateten sowie bei Perso-
nen mit vergleichsweise hohem eigenen Ein-
kommen anzutreffen sein wird.

Jeder fiinfte Paarhaushalt von Jiingeren
praferiert individuelle Geldverwaltung

In den unseren Analysen zugrunde liegenden
SOEP Sondererhebungen? wurde die Form der
Verwaltung der monetéren Ressourcen tber
folgende Frage erhoben: ,, Von wem wird das
Einkommen im Haushalt verwaltet?® Als
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Grafik 1: Verwaltung des Haushaltseinkommens nach Geschlecht und Region
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Datenbasis: SOEP Sondererhebungen 2003/2004, gepoolter Datensatz

Antwortkategorien standen zur Verfligung:

— Wir legen einen Teil des Geldes zusammen,
und jeder behdlt einen Teil fir sich.

— Wir legen das ganze Geld zusammen und
jeder nimmt sich, was er/sie braucht.

— Mein Partner verwaltet das ganze Geld und
gibt mir meinen Anteil.

— Ich verwalte das ganze Geld und gebe mei-
nem Partner seinen Anteil.

— Jeder verwaltet sein eigenes Geld.

Wie auch andere Untersuchungen bereits zeig-
ten, geben die meisten Befragten (hier knapp
zwei Drittel) eine gemeinsame Verwaltung des
Haushaltseinkommens an, obwohl tatséchlich
ein Partner stérker dominieren kann (z.B. Pahl
1989). Daher wurde diesem Personenkreiseine
weitere Frage nach dem ,, letzten Wort* bei fi-
nanziellen Entscheidungen vorgelegt. Es be-
standen die Antwortmdglichkeiten: , 1ch”,
»Partnerln“ und , Beide in gleichem Mal3".
Die Kombination beider Fragen erlaubt eine
bessere Differenzierung des ,, gemeinsamen*
Ressourcen-Managements: Nur digjenigen, die
auch hier angaben, beide in gleichem Maf%e
zu entscheiden, wurden in der Kategorie der
gemeinsamen Verwaltung belassen. Dieande-
ren Personen wurde entsprechend ihren Ant-
worten der Kategorie ,, Mann verwaltet* oder
» Frau verwaltet" zugeordnet.

Im Ergebnis verfigte hiernach noch gut die
Hélfte der Befragten gemeinsam (ber das
Haushaltseinkommen (Grafik 1). Reichlichein
Zehntel der Befragten gab an, dass in ihren
Haushalten jeweils entweder die Frau, der
Mann oder beide individuell getrennt das
Haushaltseinkommen verwalten. Knapp ein
weiteres Zehntel der Befragten gab an, dass
im Haushalt das Geld teilweise zusammenge-
legt wird und jeder einen Teil fur sich behdlt.
Insgesamt sind die Ost-West-Unterschiede
Uberraschend gering. Lediglich bei der Verwal-
tung durch die Frau (héufiger in Ostdeutsch-
land) bzw. durch den Mann (haufiger in West-
deutschland) zeigen sich etwas grof3ere Un-
terschiede.

Differenziert nach Altersgruppen wird deut-
lich, dass unter den Jingeren in Paarhaushal -
ten noch jede(r) Funfte das Einkommen indi-
viduell verwaltet und nur in sehr geringem
Mal3e der Mann oder die Frau alleine dartber
verflgt (Tabelle 1). Hier sind die Risiken ei-
ner Trennung noch relativ hoch und diein die
Beziehung getétigten Investitionen vergleichs-
weise niedrig. Mit hoherem Alter nimmt die
individuelle Verwaltung ab und die gemeinsa-

me Verwaltung des Einkommens gewinnt an
Bedeutung. In der Gruppe der 55-Jéhrigen und
Alteren liegt sie schlieRlich bei 60%, indivi-
duelle Formen der Ressourcenverwaltung sind
nur noch bei knapp einem Zehntel anzutref-
fen.

\ollzeitbeschéftigtein Partnerschaften verwal -
ten zu knapp einem Finftel (Frauen etwas
héufiger) ihr Einkommen getrennt. Eine Ver-
waltung durch den Mann kommt bei den voll
erwerbstatigen Frauen kaum vor. Bei Teil zeit-
beschéftigten liegt dieindividuelle Verfligung
auch noch tiber dem Durchschnitt, hier spielt
in htherem Mal3e aber auch die gemeinsame
Verwaltung des Geldes eine Rolle. In den
Haushalten nichterwerbstétiger Frauen ver-
waltet Uberdurchschnittlich héufig der Mann
— aber auch in etwas geringerem Umfang die
Frau — das Haushaltseinkommen, aber auch
hier ist die gemeinsame Verwaltung der Res-
sourcen von zentraler Bedeutung.

Die Hohe des Einkommens scheint entschei-
denden Einflussauf die gewéhlte Verwaltungs-
form zu haben. Im unteren Drittel der Einkom-
mensverteilung ist die Verwaltung durch den
Mann oder die Frau alleine Uberdurchschnitt-
lich hdufig anzutreffen. Hier ist zu vermuten,
dassessich jeweils um unterschiedliche Kon-
stellationen handelt: Im Falle der Verwaltung
des Haushaltseinkommens durch den Mann
sind die Partnerinnen haufig nicht erwerbsté-

Tabelle 1: Verwaltung des Einkommens in Paarhaushalten nach Alter, Erwerbsstatus

und Einkommen

Individuelle Frau Mann teilweise beide
Verwaltung verwaltet ~ verwaltet gemeinsame  verwalten
Verwaltung
Gesamt
Altersgruppen in Jahren
16-34 21 8 8 13 51
35-54 10 " 14 9 56
55 und alter 9 " 14 6 60
Erwerbsstatus
nicht erwerbstatig 8 12 16 6 59
Teilzeit 13 " 7 " 59
Vollzeit 18 9 " " 51
Einkommensterzile
Unteres 9 14 17 6 54
Mittleres 1 " 10 7 61
Oberes 17 10 " 13 50
Frauen
Altersgruppen in Jahren
16-34 17 7 8 15 53
35-54 10 13 1 10 57
55 und alter 9 15 12 4 60
Erwerbsstatus
nicht erwerbstatig 6 13 17 5 59
Teilzeit 13 12 5 1 59
Vollzeit 21 10 3 16 50
Einkommensterzile
Unteres 8 16 15 6 55
Mittleres 9 12 10 9 60
Oberes 19 13 5 15 49

Datenbasis: SOEP Sondererhebungen 2003/2004, gepoolter Datensatz
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Tabelle 2: Sozio-dkonomische Determinanten nicht-partnerschaftlicher Formen der
Geldverwaltung in Paarhaushalten — Ergebnisse multinominaler

Regressionsanalysen

Allokationsformen

Frau verwaltet

Individuelle
Verwaltung

Teilweise
gemeinsame
Verwaltung

Mann verwaltet

Jahr

(Referenz 2003)
Ostdeutschland

(Referenz Westdeutschland)
Frau

(Referenz Mann) +
Realschule

(Referenz Hauptschule) -
Abitur

(Referenz Hauptschule) -
Nicht verheiratet

(Referenz verheiratet)
Lebensalter (in Jahren)
Mittleres Einkommensterzil
Oberes Einkommensterzil

(Referenz Unterstes Einkommensterzil)

Erwerbstétig

(Referenz nicht erwerbstatig)
Konfessionslos

(Referenz Konfessionsgebunden)

+4+ +4+

++ ++

+ hohere Wahrscheinlichkeit im Vergleich zur partnerschaftlichen Geldverwaltung
— niedrigere Wahrscheinlichkeit im Vergleich zur partnerschaftlichen Geldverwaltung
Datenbasis: SOEP Sondererhebungen 2003/2004, gepoolter Datensatz

tig. Insofernist hier die Zuweisung einesHaus-
haltsgeldes an die Frau wahrscheinlich. Im
Falle der Verwaltung durch die Frau kénnten
dagegen die oben genannten Aspekte des ge-
ringen Einkommenseine Rollespielen. Indie-
sen Haushalten ist die Frau auch eher erwerbs-
tétig als bei der Alleinverwaltung durch den
Mann. Im mittleren Drittel dominiert die ge-
meinsame Verwaltung. Im oberen Drittel der
Einkommensverteilung wird von jedem Sech-
sten das Geld individuell verwaltet und ledig-
lichin der Halfte der Félle von beiden gemein-
sam. Hier spielen offensichtlich die 0.g. Op-
portunitétskosten eine Rolle. Weiterhinsind in
diesen Haushalten auch unverheiratete Paare
vergleichsweise haufig anzutreffen.

Frauen ,moderner” eingestellt als Manner

Im néchsten Schritt wird der Zusammenhang
von Geldverwaltungs-Arrangementsim Haus-
halt und den Einstellungen zur Rolle Frau bzw.
deren Erwerbstétigkeit untersucht. Dievorlie-
genden Ergebnisse bestétigen Befunde aus
anderen Befragungen (z.B. Hofécker/Llick
2004), dass das traditionelle Alleinverdiener-
Modell nur noch verglei chsweise geringe Zu-
stimmung findet. Nicht einmal mehr ein Funf-
tel der Frauen, aber immerhin noch 28% der
Ménner meinten, dass der Mann das Geld ver-
dienen und die Frau zuhause bleiben und fir
die Familie sorgen soll. Die meisten Befrag-
ten waren der Auffassung, dass die Frau zum
Haushaltseinkommen beitragen sollte (Dop-
pelverdiener-Modell; Frauen 81%, Manner

72%). Unbestritten war weiterhin, dass eine
Frau am besten durch den Beruf Unabhangig-
keit erlangen kann. Mehr alsdie Hél fte der Be-
fragten (haufig nicht Verheiratete) stimmte der
Aussage zu, dass eine Familie bei Erwerbsté-
tigkeit der Frau insgesamt glicklicher ist. Al-
lerdings war auch gut jeder zehnte Befragte
der Meinung, dass das Familienleben unter der
vollen —und damit dem Mann zeitlich gleich-
gestellten — Berufstatigkeit der Frau leidet
(héufig Verheiratete). Zustimmung insbeson-
dereunter den Ménnern fand dieAussage, dass
die Mutter zuhause bleiben sollte, solange ein
Kind noch nicht in die Schule geht (69%, Frau-
en 53%). Wahrend Manner sich gewohnlich
imAlltag mit der Kindererziehung weniger als
die Frauen befassen, waren sie jedoch zu tiber
90% der Auffassung, dassKinder eineninglei-
chem Mal3 wie die Mutter an der Erziehung
beteiligten Vater haben sollten. Hier liegen
Theorie und Praxis offenbar noch weit aus-
einander. Insgesamt waren Frauen ,, moderner”
eingestellt als Manner (8hnlich auch Blohm
2002) sowie nicht Verheiratete , moderner”
eingestellt als Verheiratete.

Einstellungen zur Rolle der Frau beein-
flussen das Arrangement der Einkommens-
verwaltung

Um sicher zu stellen, dass es sich bei den bis-
her dargestellten Ergebnissen um eigenstén-
dige Effekte handelt, wurden mit Hilfe einer
multinomialen Regression nicht nur die Ein-
stellungen, sondern in einem zweiten Modell

auch soziodemographi sche M erkmal e beriick-
sichtigt. Letzteren wenden wir uns zundchst
zu, um die oben genannten Zusammenhange
Uber Sozialstruktur und gewahlten Geldver-
waltungsformen zu tberprifen.

Sowird der eigenstandige Einflussdes L ebens-
alters und der vermutete Anstieg fir ein ge-
meinsames Arrangement bei Alteren unter-
sucht. Zudem wird kontrolliert, ob nichtver-
heiratete Paare andere Arrangements préferie-
ren as Verheiratete. Hinsichtlich der Bildung
wird unterschieden, ob Personen mit einem
héheren Bildungsabschluss al's der Hauptschu-
le unterschiedliche Arrangements bevorzugen.
Schliefllichwird dieAustibung einer Erwerbs-
tatigkeit sowie die 6konomische Lage des
Haushaltes (operationdisiert durch Terziledes
Haushalts-Aquivalenz-Einkommens®) kontrol-
liert. Kulturelle Besonderheiten bei der Ent-
scheidung zur Geldverwaltung wurden einer-
seitsdurch die Religionszugehorigkeit berick-
sichtigt und andererseits durch die regionale
Herkunft (ehemalige DDR oder alte Bundes-
I&nder). Weiterhin fand das Befragungsjahr
Eingang in die Schétzung, um mégliche durch
die Erhebungsinstrumente bedingte Unter-
schiede zu identifizieren (Tabelle 2).

Sozio-demographi sche Verénderungen in un-
serer Gesellschaft kdnnen einen Einfluss auf
die Bedeutung der einzelnen Geldverwal-
tungsformen haben. Mehr als jede achte be-
fragte Person in Paarhaushalten gab in der
vorliegenden Untersuchung an, das Einkom-
men individuell getrennt zu verwalten. Hier-
unter befanden sich besonders héufig nicht
Verheiratete, besser Gebildete, Erwerbstéti-
ge sowie Personen im obersten Einkommens-
terzil und Personen in Westdeutschland. In der
multinominalen Regression bestétigen sich
bei nicht Verheirateten, Erwerbstétigen und
Personen im obersten Einkommensterzil die
deutlich htheren Chancen, individuelle statt
partnerschaftliche Geldverwaltung zu prak-
tizieren. In gleicher Weise steigen die Chan-
cen teilweise gemeinsamer Verwaltung des
Haushaltseinkommens bei nicht Verheirate-
ten und Personen im obersten Einkommens-
terzil.

,» Traditionelle’ und ,, moderne* Einstellungen
zur Berufstétigkeit der Frau gingenin die Re-
gression Uber zwel in einer Faktoranalyse auf
Basis der oben dargestellten Aussagen ermit-
telte Faktoren ein. Fir die Schatzung wurden
Befragte mit einer gemeinsamen Verwaltung
des Haushaltseinkommens al s Referenzgrup-
pe ausgewéhlt. Ausgewiesen sind die ,Log
Odds", also die Chancen, einer der verschie-
denen Kategorien der Verfiigung Uber das
Haushaltseinkommen im Vergleich zur Refe-
renzgruppe anzugehdren; ein Wert grof3er 1
zeigt hohere Chancen, ein Wert kleiner 1 ge-
ringere Chancen an. Im Modell 1 sind als er-
klérender Faktor ausschliefllich , traditionel-
le" und ,moderne" Einstellungen berticksich-
tigt, in Modell 2 sind zudem noch die zuvor
genannten weiteren Merkmale (Kovariate). In
Tabelle 3 wurden nur signifikante Ergebnisse
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Zu ,modernen“ und ,traditionellen* Einstel-
lungen ausgewiesen.

Uber die Halfte der Befragten in Paarhaushal -
ten gab an, dass beide Partner das Haushalts-
einkommen gemeinsam verwalten. Hierunter
befinden sich — wie erwartet — insbesondere
Verheiratete. Die Geldverwaltung durch den
Mann war fur nur etwa ein Zehntel der Be-
fragten relevant, die—im Vergleich zu Perso-
nen, die eine gemeinsame Geldverwaltung
praktizieren — mit hoher Wahrscheinlichkeit
»traditionellen* Vorstellungen zur Rolle der
Frau zustimmen. In diesem Arrangement — so
das Ergebnis der multinomialen Schétzung —
waren haufig nichterwerbstétige Frauen anzu-
treffen. Ebenfallsetwaein Zehntel der Befrag-
ten praktizierten eine Geldverwaltung durch
die Frau im Haushalt. Dieser Personenkreis
wies eine —im Vergleich zur gemeinsam ver-
waltenden Referenzgruppe — hohere Wahr-
scheinlichkeit zu ,,modernen” Einstellungen
auf. Hier waren mit einer signifikant htheren
Wahrscheinlichkeit als im gemeinsamen Ar-
rangement Personen mit einem geringen Bil-
dungsniveau anzutreffen.

Die Schatzung weist einen statistisch signifi-
kanten Einfluss der Einstellungen zur Berufs-
tétigkeit von Frauen auf das gewahlte Arran-
gement der Geldverwaltung im Haushalt aus.
In Haushalten, in denen der Mann (letztend-
lich) alleine verwaltet, warenim Vergleich zur
Referenzgruppe auch ,traditionelle” Vorstel-
Iungen hoch wahrscheinlich (insbesonderevon
Frauen). Personen dagegen, die Verwaltungs-
formen im Haushalt praktizieren, in denen
Frauen Uber mehr eigensténdige Rechte ver-
fligen (teilwel se gemeinsame sowie individu-
elle Verwaltung), sprechen sich eher gegen
»traditionelle* Vorstellungen aus (sowohl

Frauen asauch Méanner). ,Moderne" Einstel-
lungen wurden hingegen héufig in Haushal-
ten vertreten, in denen Frauen alleine das
Haushaltseinkommen verwalten. Trotz Kon-
trolle der sozio-demographischen Merkmale
blieben sowohl bei der von der Frau als auch
bei der vom Mann dominierten Verwaltung die
Einstellungen signifikant und hatten damit eine
Uber die berlicksichtigten Einflisse hinausge-
hende eigensténdige Erklarungskraft. Wie
weitere Schétzungen fir beide Geschlechter
getrennt zeigten, lieferten die Einstellungen
zur Rolle der Frau bzw. ihrer Berufstétigkeit
bei den Frauen einen htheren Erkl&rungsbei-
trag fUr das gewdhlte Arrangement der Geld-
verwaltung als bei den Mannern.

Insgesamt sind die auf die Verwaltung des
Haushaltseinkommens und dessen Verwen-
dung bezogenen Ablaufe im Haushalt sehr
komplex und mit quantitativen Erhebungen
nur schwer abzubilden. Dennoch konnten aus
der Untersuchung einige wichtige Hinweise
gefunden werden, welche Faktoren fir die
gewahlte Geldverwaltungsform von Bedeu-
tung sind. Die eingangs dargel egten zu erwar-
tenden Zusammenhénge wurden dabei — so
weit eine Uberpriifung méglich war —zum gro-
3en Teil bestétigt. Ob und inwieweitim Zuge
der demografischen Veranderungen und der
weiter steigenden Erwerbsbeteiligung von
Frauenindividualisierte Zugriffsrechtein Paar-
haushalten an Bedeutung zunehmen, werden
zuklinftige Untersuchungen z.B. mit den Da-
ten der kommenden SOEP Haupterhebungen
zeigen.

1 Zueiner Auswahl derartiger Maf3nahmenim
Bereich der Preispalitik, der Bereitstellung
von Dienstleistungen und Investitionenindie
Infrastruktur, vgl. Worldbank (2001: 149).

Tabelle 3: Verwaltung des Geldes im Haushalt — Multinomiale Regression

Geldverwaltungs-Arrangements
Referenzgruppe:

Modell 1
(Nur Einstellungen)

Modell 2
(Einstellungen
und Kovariate)

Verwaltung durch beide Alle Frauen Ménner Alle Frauen
Frau verwaltet (letztendlich)

—modeme Einstellung 1.33%*  1.48* 1.28%  1.46*
— traditionelle Einstellung

Mann verwaltet (letztendlich)

—modeme Einstellung

— traditionelle Einstellung 1.48%*%  1.82%** 1.35%*  1.54%*
Legen Teil des Geldes zusammen

—moderne Einstellung

— traditionelle Einstellung 0.71*** 0.73** 0.68** 0.78%
Individuelle Verwaltung

—moderne Einstellung 1.24%*

— traditionelle Einstellung 0.74*** 072** 0.74*

Priifstatistik

Mc Fadden 0,0192 00268 10,0135 0,1107  0,1401

***p<0.01, **p<0.05 *p<0.10

Kovariaten: Marital Status, Education, Erwerbsstatus, Religionszugehdrigkeit, Region (East/West),

HH-Aquivalenzeinkommen, Jahr der Befragung).

Datenbasis: SOEP Sondererhebungen 2003/2004, gepoolter Datensatz

2 Da es sich dabei um zwei unabhangige
Per sonenbefragungen im Quer schnitt han-
delt, kdnnen I nfor mationen zumHaushalts-
kontext (und damit auch zum Partner/zur
Partnerin) erst mit der Bereitstellung der
SOEP-Daten aus der Haupterhebung 2004
genutzt werden. Fur den Fragebogen vgl.:
http: /Amwww.diw.de/deutsch/sop/ser vice/fra-
gen/fr2004/pretest_2004.pdf sowie http://
www.diw.de/deutsch/sop/service/fragen/
fr2005/pretest_experiment.pdf

3 Mit der Beantwortung dieser Frage nach
der Verwaltung des GeldesimHaushalt ist
noch nicht die Frage nach der tatsachli-
chen Kontrolle Uber das Geld geklart. Dies
kann, muss aber nicht miteinander einher-
gehen. Mit dem vorliegenden Daten-
material ist diese Frage nicht abschlieffend
Zu untersuchen.

4 Das Haushalts-Aquival enz-Einkommen
wurde iber den Kehrwert der Quadratwur-
zel der Haushaltsgr3e ermittelt. Vgl. hier-
zu Expert Group on Household Income
Satistics (2001).

Blohm, Michael, 2002: Einstellungen zur Rolle
der Frau. S.533-541 in: Statistisches Bun-
desamt (Hg.), Datenreport 2002. Schriften-
reihe der Bundeszentralefir politische Bil-
dung. Band 376. Bonn: Bundeszentral e fiir
politische Bildung.

Expert Group on Household Income Satistics,
2001: The Canberra Group. Final Report
and Recommendations. Ottawa.

Giele, Janet Z., Holst, Elke (Hg.), 2004:
Changing Life Patterns in Western
Industrial Societies. Amsterdam: Elsevier.

Hofécker, Dirk, Luck, Detlev, 2004: Zustim-
mung zu traditionellem Alleinverdiener-
modell auf dem Riickzug. Einstellungen von
Frauen zur geschlechtsspezifischen Ar-
beitsteilung im internationalen Vergleich.
Informationsdienst Soziale Indikatoren
(19) 32: 12-15.

Laurie, Heather, Gershuny, Jonathan, 2000:
Couples, work and money. S. 45-72 in:
Berthoud, Richard, Gershuny, Jonathan
(Hg.), Seven Years in the Lives of British
Families. Bristol: The Policy Press.
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don: Macmillan Education Ltd.
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Call for Papers

Steigende Armut, Polarisierung,
Re-Stratifizierung:

Eine Trendwende der Ungleichhelts-
entwicklung in Deutschland?

Jahrestagung der Sektion Soziale Indikatoren in der DGS
in Zusammenarbeit mit dem WZB

2. - 3. Juni 2005, Wissenschaftszentrum Berlin fiir Sozialforschung

Fragen der Verteilung von Einkommen und Vermdgen, aber auch von Bildungs- und Erwerbschancen stehen erneut auf der politi-
schen Agendaund sind wieder in den Mittel punkt des gesell schaftspolitischen Interesses gertickt. Die Anzeichen mehren sich, dass
relative Armut und die Konzentration von Einkommen und Vermégen zunehmen, es werden Tendenzen einer Polarisierung und
sozialen Spaltung gesehen, und es ist von der Re-Stratifizierung der Gesellschaft — der Wiederkehr von sozialen Klassen und
Schichten — die Rede. Gibt es— nach einer Phase der Stabilitét, wenn nicht sogar zunehmenden Egalisierung und Pluralisierung —
eine Trendwende der Ungleichheitsentwicklung in Deutschland? Oder sind die vorliegenden Hinweise triigerisch und derartige
Schlussfolgerungen verfriiht? Eine Antwort darauf steht bisher aus und kann nur auf der Grundlage kontinuierlicher empirischer
Beobachtungen und systematischer Analysen gegeben werden.

Auf der Jahrestagung der Sektion Soziale Indikatoren, die in Kooperation mit der ,, Abteilung Ungleichheit und soziale Integrati-
on" desWZB organisiert wird, sollen Thesen, Befunde und Diagnosen zur aktuellen und langerfristigen Entwicklung der sozialen
und dkonomischen Ungleichheit in Deutschland vorgestellt und diskutiert werden. Von besonderem Interesse sind in diesem Zu-
sammenhang neben Untersuchungen der Entwi cklung verschiedener Dimensionen der Ungleichheit u.a. auch Analysen, die Impli-
kationen und Effekte der Arbeitsmarktverhaltnisse und der Reformen wohlfahrtsstaatlicher Institutionen, aber auch der Zuwande-
rung und des Vereinigungsprozesses fur die 6konomische und soziale Ungleicheit zum Gegenstand haben.

Die Sektion Soziale Indikatoren |&dt ihre Mitglieder und alle anderen Interessenten/innen zu dieser Veranstaltung ein.

Vortragsangebote erbitten wir in Form eines maximal 1-seitigen Abstracts spatestens bis zum 4. April 2005 an:
Dr. Heinz-Herbert Noll, ZUMA (noll @zuma-mannheim.de), Dr. Roland Habich WZB (rhabich@wz-berlin.de) und
Dr. Jirgen Schupp, DIW (jschupp@diw.de).

Anmeldungen zur Teilnahme richten Sie bitte bis zum 9. Mai 2005 an sozialindikatoren@zuma-mannheim.de und/oder
obermaier@wz-berlin.de




	Relative Armut und Konzentration der Einkommen deutlich gestiegen
	Advancing Quality of Life in a Turbulent World
	OECD World Forum on Key Indicators – Statistics, Knowledge and Policy
	Measuring Ireland’s Progress Indikatorensystem des irischen Amts für Statistik
	Demokratiezufriedenheit in Deutschland sinkt unter EU-Niveau
	Third International Quality-of-Life Conference: Towards Quality-of-Life Improvement
	Partnerschaftliche Verwaltung der Haushaltseinkommen ist die Regel
	Call for Papers: Steigende Armut, Polarisierung, Re-Stratifizierung: Eine Trendwende der Ungleichheitsentwicklung in Deutschland?

